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Wie das Eisenbahn-Bundesamt bei Sicherheitsmangeln vorgehen kann
13. August 2026, 08:17

Funktionieren Notrufe und Alarmierungsketten in Eisenbahntunneln nicht zuverlassig, kon-
nen Betreibern erhebliche aufsichtsrechtliche Konsequenzen drohen. Je nach Gefahrenlage
und VerhaltnismaRigkeit konnen behordliche MalBRnahmen auch eine Beschrankung oder
Untersagung des Betriebs umfassen.

Wenn im Notfall eine Alarmierung nicht zuverlassig funktioniert, kann dies aufsichtsrechtliche Mal3-
nahmen bis hin zu einer Einschrankung des Bahnbetriebs auslosen: Das Eisenbahn-Bundesamt
(EBA) verflgt Uber weitreichende Aufsichtsbefugnisse und kann bei festgestellten sicherheitsrele-
vanten Mangeln MalRnahmen anordnen, die im Einzelfall auch eine Beschrankung oder Untersa-
gung des Bahnbetriebs umfassen kénnen.

Ob eine vollstandige Sperrung erforderlich ist, hangt von der konkreten Gefahrenlage, der Schwere
des Mangels, mdglichen ErsatzmafRnahmen und der VerhaltnismaRigkeit der MalRnahme ab. Die
behordliche Eingriffskette stltzt sich dabei auf Bundesgesetze, Betriebsvor-schriften und europa-
ische Sicherheitsanforderungen.

EBA wartet auf Auswertung von Pannen-Ubung

Bei einer Brandubung mit einem ICE im Sandbergtunnel bei TralRdorf (lim-Kreis) auf der Schnell-
fahrstrecke Erfurt-NuUrnberg kam es am 8. August zu extremen Verzégerungen der Rettungsmal-
nahmen, da Pannen in den Alarmierungswegen — unter anderem bei der Weiterleitung zwischen
Bahn-Notfallleitstelle und der regionalen Rettungsleitstelle sowie dariber hinaus — auftraten. Thir-
ingens Innenminister Georg Maier (SPD) forderte daraufhin eine lickenlose Aufklarung und struk-
turelle Reformen der Leitstellen.

Nach den massiven Problemen, die bei der Rettungsubung auftraten, wartet das Eisenbahn-Bun-
desamt derzeit auf die Auswertung des Infrastrukturbetreibers. Eine EBA-Sprecherin erklarte ge-
genlber Bahnblogstelle, nach Kenntnisstand der Behorde werte die DB InfraGO die Ubung derzeit
noch aus. ,Das EBA lasst sich Uber das Ergebnis informieren®, teilte die Behdrdensprecherin mit.

Aus dem ausstehenden Ergebnis lasst sich derzeit weder auf einen Sicherheitsversto® noch auf
eine Erforderlichkeit zur Sperrung des Sandbergtunnels schlieRen. Erst nach der Auswertung und
behdrdlichen Bewertung der relevanten Erkenntnisse kann beurteilt werden, ob aufsichtsrechtliche
MafRnahmen erforderlich sind.



Strenge Betreiberpflichten fiir Schieneninfrastruktur

Ausgangspunkt fur behdrdliche MaRnahmen ist das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG). Nach §
5a AEG haben die Eisenbahnaufsichtsbehdrden insbesondere die Aufgabe, Gefahren abzuwehren,
die beim Betrieb der Eisenbahn entstehen oder von Betriebsanlagen ausgehen. Sie kénnen Mal3-
nahmen zur Beseitigung festgestellter Verstolie und zur Verhutung kinftiger VerstéRe anordnen.

Infrastrukturbetreiber wie die DB InfraGO AG sind nach § 4 Abs. 3 AEG verpflichtet, die Eisenbahn-
infrastruktur sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten. Nach § 2 Abs. 1 der Ei-
senbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) mussen Bahnanlagen zudem so beschaffen sein, dass
sie den Anforderungen an Sicherheit und Ordnung genugen.

Eine lickenhafte oder fehlerhafte Notfallkette kann diesen Sicherheitsanforderungen widersprech-
en, wenn dadurch die sichere Durchfuhrung des Eisenbahnbetriebs oder die vorgesehene Notfall-
und Rettungsorganisation beeintrachtigt wird. Stellen Prifer fest, dass Notfallmeldungen Rettungs-
dienste nicht zuverlassig erreichen, kann dies daher einen Rechtsverstol} darstellen.

Europaische Sicherheitsanforderungen

Flankiert werden die nationalen Vorgaben durch die europaische Technische Spezifikation fur die
Interoperabilitdt zur Sicherheit in Eisenbahntunneln (TSI SRT). Fur Eisenbahntunnel werden die
Anforderungen an Sicherheit, Brand- und Katastrophenschutz durch diese technischen und be-
trieblichen Vorgaben konkretisiert. Die TSI SRT enthalt beispielsweise Anforderungen an Notfall-
kommunikation, Notfallplane und Ubungen fiir Tunnel von mehr als einem Kilometer Lange. Dabei
gelten je nach Anforderung unterschiedliche Schwellenwerte.

Solche technischen und betrieblichen Vorgaben kdnnen fur die Beurteilung der Betriebssicherheit
relevant sein, bilden aber nicht selbst die Rechtsgrundlage fir eine Betriebsbeschrankung. Die TSI
SRT selbst begrundet keine eigenstandige Befugnis des EBA, einen Tunnel zu sperren. Die kon-
krete aufsichtsrechtliche Eingriffsbefugnis richtet sich nach dem nationalen Eisenbahnrecht, insbe-
sondere nach § 5a AEG.

Rettungsiibungen als Hartetest

Vor der Inbetriebnahme ist eine Vollibung mit Evakuierungs- und Rettungsverfahren vorgesehen.
Zudem muss der Notfallplan festlegen, wie haufig Tunnelbesichtigungen sowie Tisch- oder andere
Ubungen stattfinden.

Aufgedeckte Mangel bei einer Ubung oder technische Stérungen fiihren jedoch nicht automatisch
zu einer Betriebsbeschrankung. MalRgeblich sind unter anderem die genaue Gefahrenlage, mog-
liche Ausweich- oder KompensationsmalRnahmen sowie die betroffene Infrastruktur.

Entscheidend ist zudem, zwischen den Verantwortungsbereichen des Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmens und den fir die Gefahrenabwehr zustéandigen staatlichen beziehungsweise kommunalen
Stellen zu unterscheiden. Nicht jede Stérung innerhalb der Alarmierungs- und Rettungskette be-
grindet daher automatisch einen Verstol3 gegen eisenbahnrechtliche Pflichten des Infrastruktur-
betreibers.

Flhren die festgestellten Defizite jedoch zu einem relevanten Verstol} gegen Sicherheitsanforder-
ungen, kann das EBA auf Grundlage seiner Aufsichtsbefugnisse weitere Malinahmen prufen und
gegebenenfalls anordnen. Dabei sind insbesondere die konkrete Gefahrenlage und die Verhaltnis-
maRigkeit der Mallhahme zu bertcksichtigen.



	Wie das Eisenbahn-Bundesamt bei Sicherheitsmängeln vorgehen kann
	EBA wartet auf Auswertung von Pannen-Übung
	Strenge Betreiberpflichten für Schieneninfrastruktur
	Europäische Sicherheitsanforderungen
	Rettungsübungen als Härtetest


